
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die amtliche Sammlung!
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Tarifvertrag für die Angestellten der Saarberg­
werke vom 21o September 1955 §§ 25, 26 Abs. 2, 
Anlage 1 (Gehaltsgruppe U 5 - Grubensteiger)

1, Grubensteiger im Sinne des Tarifvertrages für 
die Angestellten der Saarbergwerke vorn 21 . Sep­
tember 1955 sine nur solche Angestellte, die 
neben der auszuübenden Tätigkeit die erforder­
liche besondere Berufsausbildung besitzen oder 
in Ausnahmefällen eine durch die Aufsichtsbe­
hörde abgenommene Prüfung abgelegt haben.

2c Es verstößt nicht gegen Treu und Glauben, wenn 
der Arbeitgeber sich auf das Fehlen einer von 
mehreren, tariflich normierten gleichrangigen 
Anspruchsvoraus Setzungen beruft 0

3- Die Einstufung der Angestellten hat nach den 
der übertragenen Tätigkeit ent sprechenden Merk­
malen zu erfolgen., Zu diesen Merkmalen gehört für 
Grubensseiger der tariflich vorgesehene Be­
fähigungsnachweis, der nicht im Fege ergänzender 
Tarifauslegung auf andere als die im Tarif vorge­
sehene Weise nachgewiesen werden kann.

4c Wenn ein Angestellter, der im Laufe eines Jahres 
länger als 6 Monate mit Vertretungen von Ange­
stellten höherer Gehaltsgruppen betranü worden 
ist, bei Ablauf des Jahres in die höhere Gehalts­
gruppe einzustufen ist, so folgt daraus nicht, 
daß der Vertretende auch dann in die höhere Ge­
haltsgruppe einzustufen sei, wenn er die Merk­
male der höheren Gruppe, insbesondere etwaige 
Qualifikationsmerkmale, nicht erfüllte
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tg Im Namen des Volkes!
i.iiß] 5
ctellter 
Urkunde bea!:;ter 

nt eile Urteil

In Sachen

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf 
der mündlichen Verhandlung vom 19- Juli 1961 durch 
Senatspräsidenten Br. Poelmann, die Bunöesrichter 
eher und Br. Märtel sowie die Eundesarbeitsrichoer 
und Clemens für Recht erkannt:

Grund 
d en 

Br. Pe- 
Karpi

Bie Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Saarbrücken vom 14- Okto­
ber 1959 - Sa 4o/59 - wird auf Kosten des Klä­
gers zurückgewiesen.

V o n R e c h  t w e g e n i
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Tatbestand;
Der Kläger, der 1951 an einem sechsmonatigen Lehr­

gang für Kahrhauer teilgenommen hat, ist seit 1954 bei 
der Beklagten als aufsichtführender Kahrhauer in einer 
Eörderabteilung der Grube H beschäftigt. Sein Ar­
beit c v c rhä11nid unterliegt dem Tarifvertrag für die An­
gestellten der S vom 21. September 1955
(TV). Er erhält die Vergütung nach der Gehaltsgruppe 
U 4 (Grubenf ahrhauer).

Ab 1. Januar 1956 beansprucht der Kläger die Ver­
gütung eines Grubensteigers (Gehaltsgruppe U 3). Die 
Merkmale des Grubensteigers (U 3) sind nach den Berufs- 
gruppcr.definitionen in Anlage I zum TV folgende:

Er muß eine Bergschule mit Erfolg absolviert 
haben oder in Ausnahmefällen auf Grund einer 
durch die Aufsichtsbehörde abgenommenen Prü­
fung seine Befähigung nachv/eisen.
Aufsichtsperson, welche für die in einer Ab­
teilung ausgeführten .Arbeiten unter Beachtung 
der Sicherheits-, Betriebs- und Bergpolizei- 
vorschriften während der von ihr beaufsichtig­
ten Schicht verantwortlich ist.
Der Kläger hat die in diesen Merkmalen geforderte 

Ausbildung oder behördliche Prüfung nicht aufzuweisen.
Er nacht jedoch geltend,daß er die Tätigkeit eines 
schichtführenden Steigers ausübe und auch die gleiche 
Verantwortung trage. Er habe durch seine Leistungen be­
wiesen, daß er die Befähigung für die Tätigkeit eines 
Steigers besitze, zumal er sogar den Abteilungssteiger 
vertrete. Die in der Berufsgruppendefinition vorgeschrie­
bene Prüfung habe nur die Bedeutung der Bestätigung sol­
cher Befähigung. Unter diesen Umständen verstoße es gegen 
Treu und Glauben, wenn die Beklagte ihn jahrelang als 
Steiger beschäftige, ihm aber wegen des Pehlens der im 
Tarif vorausgesetzten Ausbildung oder Prüfung die seinen 
Leistungen entsprechende Vergütung verweigere. Der Klä­
ger weist ferner darauf hin, daß nach § 23 'TV für die 
Einstufung die tatsächlich ausgeübte Tätigkeit maßgebend 
sei. Schließlich beruft er sich auf das in § 26 Abs. 2 TV 
für den Kall einer länger als 6 Monate dauernden Vertre-
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3
tung von Angestellten höherer Gehaltsgruppen zum Ausdruck 
gekommene Leistungsprinzip. Als Unterschiedsbetrag zvii- 
schen den Vergütungen der Gehaltsgruppen U 4 und U 3 für 
die Zeit vobi 1. Januar 1956 bis 31. August 1958 hat der 
Kläger mit der Klage zunächst Zahlung von 207,000,—  Frs, 
in der Berufungsverhandlung Zahlung von 1.760,95 Ai ge­
fordert .

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt, die ist 
der Auffassung, der Kläger könne das Gehalt eines G-ruber­
steigere , dessen tarifliche Merkmale er nicht erfülle, 
auch nicht nach Treu und Glauben beanspruchen. Gie be­
streitet im übrigen, daß der Kläger die gleiche Befähi­
gung und vielseitige Verwendbarkeit besitze vrie ein aus­
gebildeter Steiger.

Die Klage blieb in beiden Vorinstanzen ohne Erfolg. 
Mit der Revision verfolgt der Kläger seinen Anspruch wei­
ter, während die Beklagte um Zurückweisung der Revision 
Bittet.

Entscheidungsgründe;
Die Revision hatte keinen Erfolg.
Für den Anspruch auf die tarifliche Vergütung eines 

Grubensteigers genügt es nicht, wenn der Kläger in dem 
ihm übertragenen Aufgabenbereich die Tätigkeit eines 
Steigers ausübt. Das Landesarbeitsgericht führt zutref­
fend aus, daß der Tarifvertrag in der Berufsgruppendefi- 
nitien für den Grubensteiger nicht nur eine bestimmte 
Tätigkeit festlegt, sondern zulässigerweise den Vergütungs- 
anspruch außerdem noch an eine besondere Berufsausbildung 
oder in Ausnahmefällen an eine durch die Aufsichtsbehörde 
abgenommene Prüfung knüpft, also neben der auszuübenöen 
Tätigkeit ein zusätzliches Unterscheidungs- und Bewer­
tungsmerkmal aufst eilt. Der Tarif gewährt die Vergütung 
nicht auch Angestellten mit gleichwertigen Fähigkeiten 
und entsprechender Tätigkeit. Es kann daher dahingestellt 
bleiben, ob der Kläger, wie er behauptet, einem Gruben­
steiger, der die vorgeschriebene Ausbildung oder Prüfung 
nachweisen kann, gleichwertig ist; denn der Tarif läßt
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4
den geforderten Nachweis der Befähigung in anderer Wei­
se als durch die Gezeichnete Ausbildung oder Prüfung 
nicht su.

Zutreffend führt das angefechtene Urteil weiter aus, 
daß cs nicht gegen Treu und Glauben verstoßen kann, wenn 
der Arbeitgeber sich auf das Pehlen einer von mehreren 
gleichrangigen Anspruchsvoraussetzungen beruft. Aus der 
von der Revision angeführten Entscheidung des Bundesar­
beitsgerichts (AP Nr. 21 zu § 3 TO.A) ist für den An­
spruch des Klägers nichts herzuleiten. Denn diese Ent­
scheidung betrifft keinen gleichartigen Sachverhalt, 
sondern den Pall, daß der Angestellte, wie dort aus­
drücklich betont ist, die tariflichen Tätigkeitsmerk­
male erfüllt, aber eine durch Dienstordnung vorgeschrie­
bene Prüfung nicht abgelegt hat.

Dem Landesarbeitsgericht ist ferner darin beizutre­
ten , daß sich aus § 23 TV für den Klageanspruch nichts 
ergibt. Hach dieser Bestimmung hat die Einstufung des 
Angcritel.lten nach Probezeit entsprechend der tatsäch­
lich ausgeübten Tätigkeit in die nach § 2 maßgebende 
Hauptgruppe gemäß den Berufsgruppendefinitionen in An­
lage I zu erfolgen. Das besagt nichts anderes, als daß 
die Einstufung nach den der übertragenen Tätigkeit ent­
sprechenden Merkmalen zu erfolgen hat. Da die Tätigkeit 
des Grubensteigers im Tarif erfaßt ist, bleibt entgegen 
der Ansicht der .Revision für eine ergänzende farifaus- 
lcgung kein .Raum; insbesondere kann nicht ira Wege der 
ergänzenden Tarifauslegung ein Befähigungsnachweis in 
anderer als der im Tarif vorgesehenen Weise zugelassen 
werden.

Schließlich hat das Landesarbeitsgericht auch zu 
Recht eine analoge Anwendung des § 26 Abs. 2 TV abge­
lehnt . Dort ist bestimmt, daß ein Angestellter, der im 
Laufe eines Jahres länger als 6 Monate mit Vertretungen 
von Angestellten höherer Gehaltsgruppen betraut worden 
ist, bei Ablauf des Jahres in die höhere Gehaltsgruppe 
einzustufen ist. Eine unmittelbare Anwendung dieser 
Bestimmung kommt schon deshalb nicht in Betracht, weil 
der Kläger nicht mit der längeren Vertretung anderer
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;ng von mehr als C honaten
en habe, so müsse d a s erst
, der Angestellte zwar k g in c
aber ständig einen Dienst-

Angestellter betraut gewesen ist. Die Revision will diese 
Bestimmung aber entsprechend angewendet wissen. Sie meint, 
wenn schon nach einer Vertrc 
eine Höhergruppierung zu erfc 
recht dann der Dali sein, \ve 
andcron Angestellten vertrete, a b e: 
poster versehe, der in aller Regel von einen Angestellten 
einer höheren Gehaltsgruppe wahrzunehmen sei, tatsächlich 
jedoch nicht mit einem solchen Angestellten besetzt wor­
den sei. Es kann dahingestellt bleiben, ob der vom Kläger 
versehene Dienstposten in aller Regel einem Grubensteigen 
(Gehaltsgruppe U 4) zu übertragen ist. Denn auch dann
könnte der Kläger nicht über eine entsprechende Anwendung 
des § 26 Abs. 2 TV die Vergütung eines Grubensteigers be­
anspruchen. Diese Bestimmung will, wie bereits im ange­
fochtenen Urteil ausgeführt ist, der ständigen Heranzie­
hung bestimmter Angestellter zu Vertretungen in 'Höherwer­
tiger Tätigkeit entgegenwirken und belastet deshalb den 
Arbeitgeber nach einer gewissen Zeit mit der Verpflich­
tung zur Höhergruppierung. Aus der Bestimmung ergibt sich 
aber nicht, daß der Vertretende etwa auch dann in die 
höhere Vergütungsgruppe einzustufen sei, wenn er die Tä­
tigkeit sm e rkm a1e der höheren Gruppe nicht erfül Er muß
vielmehr sämtliche Merkmale der höheren Gruppe erfüllen; 
der Arbeitgeber kann ihm nur nicht mehr entgcgenbe.lten, 
daß er bloß vertretungsweise mit der höherwertigen Tätig 
koit betraut sei. Von den Tätigkeitsiaerkmalen, die erfül
sein müssen, können solche nicht ausgenommen werden, die 
eine bestimmte Ausbildung oder Prüfung oder eine Berufs­
erfahrung von bestimmter Dauer verlangen. Andernfalls 
würde ein Angestellter auf dem Wege über eine sechsmo­
natige Vertretung den Anspruch auf eine höhere Vergütung 
erlangen, den er bei unmittelbarer Zuweisung der gleichen 
Tätigkeit mangels Erfüllung der tariflichen Tätigkeits­
merkmale gar nicht oder erst nach wesentlich längerer 
Zeit erwerben könnte. Eine solche Auslegung würde, 'wie
da; andesarbeitsgericht mit Recht ausfuhrt, sich in Wi
;erspruch zu der tariflichen Vergütungsordnung setzen v.m
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kann deshalb nicht im Sinne der in § 26 Abs 2 TV getroffenen
Regelung liegen. Könnte aber der Kläger schon bei unmittel­
barer Anwendung des § 26 Abs. 2 TV, d.h. beim Vorliegen ei­
ner mehr als sechsmonatigen Vertretung, die höhere Vergü­
tung nicht beanspruchen, so kann ein solches Ergebnis auch
nicht aus einer entsprechenden Anwendung dieser Bestimmung
g e v; onnen w e r d e n .

Hiernach war die Revision des Klägers auf seine Ko­
sten (§ 97 Abs. 1 ZPO) als unbegründet zurückzuweisen.

gez. hr. Poelinann Bundesrichter hr. Pecher
hr. Martel 
ist im Urlaub
hr. Poelmann

Clemens Hugo Karpf
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